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Seit 1. Januar 2007 ist die CD-ROM neu gestaltet und preisgünstiger.

Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 

aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 € pro Jahr.

Die aktuelle CD-Rom, Stand Januar 2010, ist Ende Februar erhältlich.

Das Bestellformular mit den Preisen befi ndet sich im GV-Blatt 2006 Nr. 29, S. 472.

Informationen zur CD-ROM fi nden Sie auch im Internet über das Portal: http://sgv.im.nrw.de.

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: http://sgv.im.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: http://sgv.im.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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2022

Satzung 
zur Änderung der Hauptsatzung 

des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe
Vom 28. Januar 2010

Auf Grund der §§ 6 und 7 der Landschaftsverbandsord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 657), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 24. März 2009 (GV. NRW. S. 254), hat die Land-
schaftsversammlung des Landschaftsverbandes Westfa-
len-Lippe in ihrer Sitzung vom 28. Januar 2010 folgende 
Satzung zur Änderung der Hauptsatzung beschlossen:

Artikel 1

Die Hauptsatzung des Landschaftsverbandes Westfalen-
Lippe in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. 
Januar 1995 (GV. NRW. S. 72), zuletzt geändert durch 
Satzung vom 15. November 2007 (GV. NRW. S. 560), wird 
wie folgt geändert:

1.  § 4 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:
 „(1) Es werden folgende Fachausschüsse gebildet:
 – Finanz- und Wirtschaftsausschuss
 – Personalausschuss
 – Sozialausschuss
 – Gesundheits- und Krankenhausausschuss
 – Schulausschuss
 – Landesjugendhilfeausschuss
 – Kulturausschuss
 – Umwelt- und Bauausschuss
 – Rechnungsprüfungsausschuss
 – Ausschuss Jugendheime“.

2.   Nach § 8 Absatz 2 wird ein neuer Absatz 2 a einge-
fügt:

  „(2 a) Über die Ernennung der Wahlbeamtinnen und 
Wahlbeamten des Landschaftsverbandes entscheidet 
die Landschaftsversammlung.“

Artikel 2

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 28. Januar 2010 in 
Kraft.

Münster, den 28. Januar 2010

Dieter  G e b h a r d

Vorsitzender 
der Landschaftsversammlung

Dr. Wolfgang  K i r s c h

Schriftführer 
der Landschaftsversammlung

Die vorstehende Satzung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe wird gemäß § 6 Absatz 2 der Land-
schaftsverbandsordnung in der z. Zt. geltenden Fassung 
bekannt gemacht.

Nach § 6 Absatz 3 Landschaftsverbandsordnung kann 
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b)   die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c)   der Direktor des Landschaftsverbandes hat den Be-
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 28. Januar 2010

Der Direktor
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

Dr. W o l f g a n g  K i r s c h

– GV. NRW. 2010 S. 116
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Verordnung
über die Feststellungsprüfung

zur Aufnahme eines Hochschulstudiums
(Feststellungsprüfungsordnung Hochschule – 

PO-FeP-Hochschule)
Vom 21. Januar 2010

Aufgrund des § 52 des Schulgesetzes NRW vom 15. Feb-
ruar 2005 (GV. NRW. S. 102), zuletzt geändert durch Arti-
kel 11 des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. 
S. 863), wird mit Zustimmung des für Schulen zuständi-
gen Landtagsausschusses verordnet:

Inhaltsübersicht

§ 1 Grundsätze, Prüfungsfächer

§ 2 Zweck der Prüfung

§ 3  Zugangsvoraussetzungen, Information und Bera-
tung, Meldung zur Prüfung

§ 4 Zeit, Ort und Gliederung der Prüfung

§ 5 Prüfungsanforderungen, Nachteilsausgleich

§ 6 Erkrankung, Versäumnis

§ 7  Verfahren bei Täuschungshandlungen und anderen 
Unregelmäßigkeiten

§ 8 Prüfungsausschuss

§ 9 Fachprüfungsausschüsse

§ 10 Stimmberechtigung, Beschlussfassung, Gäste

§ 11 Schriftliche Prüfung

§ 12 Beurteilung der schriftlichen Arbeiten

§ 13 Mündliche Prüfung

§ 14  Feststellung des Prüfungsergebnisses, Zeugnisse, 
Bescheinigungen

§ 15 Wiederholungsprüfung

§ 16 Niederschriften

§ 17 Ergänzungsprüfung

§ 18 Akteneinsicht

§ 19 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspfl icht

§ 1
Grundsätze, Prüfungsfächer

(1) Durch die Feststellungsprüfung erwerben Studienin-
teressierte, deren ausländische Hochschulzugangsberech-
tigung nicht direkt die Aufnahme des Studiums an einer 
deutschen Fachhochschule oder einer Universität ermög-
licht, eine bundesweit anerkannte fachbezogene Studi-
enberechtigung. Die Zulassung zur Prüfung richtet sich 
nach den Bewertungsvorschlägen der Zentralstelle für 
ausländisches Bildungswesen beim Sekretariat der Stän-
digen Konferenz der Kultusminister der Länder in der 
Bundesrepublik Deutschland.
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(2) Zur Feststellungsprüfung werden auch Studieninter-
essierte zugelassen, die aufgrund von Vereinbarungen 
nordrhein-westfälischer Hochschulen mit Hochschulen 
im Ausland oder Regierungsstellen im Ausland oder auf-
grund eines Auswahlverfahrens der Hochschule von oder 
in Zusammenarbeit mit der Hochschule auf die Prüfung 
vorbereitet wurden und die Voraussetzungen gemäß 
Absatz 1 Satz 2 nicht erfüllen. Die Studienberechtigun-
gen gelten in diesen Fällen ausschließlich für das Land 
Nordrhein-Westfalen.

(3) Feststellungsprüfungen werden von der zuständigen 
oberen Schulaufsichtsbehörde durchgeführt. Sofern von 
oder in Zusammenarbeit mit Hochschulen auf die Fest-
stellungsprüfung vorbereitet wird, kann diese die Hoch-
schule mit der Durchführung der Feststellungsprüfung 
beauftragen. Die Fachaufsicht der oberen Schulauf-
sichtsbehörde bleibt unberührt.

(4) Die Prüfungsfächer der Feststellungsprüfung ergeben 
sich aus der Anlage. Bei Feststellungsprüfungen, die nach 
Absatz 3 Satz 2 an Hochschulen durchgeführt werden, 
können weitere Fächer Prüfungsfächer sein.

§ 2
Zweck der Prüfung

(1) Durch die Feststellungsprüfung wird festgestellt, ob 
die Studieninteressierten die sprachlichen, fachlichen 
und methodischen Voraussetzungen für ein Studium an 
einer deutschen Hochschule in den Studiengängen erfül-
len, die den jeweiligen Schwerpunkten gemäß der Anlage 
zugeordnet sind.

(2) Für die Vorbereitung auf Studiengänge, die ganz oder 
teilweise in englischer Sprache stattfi nden, kann die 
Feststellungsprüfung in englischer Sprache abgelegt 
werden. In diesem Fall wird das Fach Englisch anstelle 
des Faches Deutsch geprüft. Englischsprachige Feststel-
lungsprüfungen berechtigen ausschließlich zur Auf-
nahme eines Studiums in entsprechenden englischspra-
chigen Studiengängen in Nordrhein-Westfalen. Daneben 
sind vor Aufnahme des Studiums Deutschkenntnisse zur 
Verwendung im Kontext des Studiums nachzuweisen. 
Der Nachweis der deutschen Sprachprüfung für den 
Hochschulzugang berechtigt in Verbindung mit der 
erfolgreich abgelegten Feststellungsprüfung auch zur 
Studienaufnahme in deutschsprachigen Studiengängen 
im Land Nordrhein-Westfalen.

§ 3
Zugangsvoraussetzungen, Information und Beratung,

Meldung zur Prüfung

(1) Zur Feststellungsprüfung werden Studieninteres-
sierte zugelassen, die die Voraussetzungen gemäß § 1 
Absatz 1 und 2 erfüllen.

(2) Die obere Schulaufsichtsbehörde informiert die Stu-
dieninteressierten über das Verfahren der Feststellungs-
prüfung und die Prüfungsanforderungen. Sie berät die 
Studieninteressierten in Fragen der fachlichen Vorberei-
tung aufgrund des jeweiligen bisherigen Bildungsganges 
und bei der Wahl eines Schwerpunktes. Nach der Bera-
tung legt sie die Prüfungsgebiete mit den Studieninteres-
sierten fest und gibt Hinweise auf Vorbereitungsmöglich-
keiten und den Prüfungsablauf.

(3) Die Anmeldung zur Feststellungsprüfung muss min-
destens sechs Monate vor dem jeweiligen Prüfungstermin 
bei der oberen Schulaufsichtsbehörde eingegangen sein. 
Der Anmeldung sind Nachweise über Art und Umfang 
der über den Schulabschluss hinausgehenden Vorberei-
tung in den Fächern des gewählten Schwerpunktes sowie 
ein Nachweis über die Kenntnisse in der deutschen Spra-
che beizufügen.

(4) Studieninteressierte, die von oder in Zusammenar-
beit mit Hochschulen auf die Feststellungsprüfung vor-
bereitet worden sind, melden sich zu einem von der 
Hochschule festgesetzten Termin, der mit der oberen 
Schulaufsichtsbehörde abgestimmt ist, bei der Hoch-
schule zur Feststellungsprüfung an.

(5) Nicht zugelassen werden Studieninteressierte, die 
bereits in einem Land der Bundesrepublik Deutschland 
ein Studienkolleg besucht oder an einer Feststellungs-

prüfung teilgenommen haben oder den Nachweis über 
Art und Umfang der Vorbereitung nicht oder nicht aus-
reichend führen. Die Möglichkeit zum Ablegen einer 
Ergänzungsprüfung bleibt hiervon unberührt.

§ 4
Zeit, Ort und Gliederung der Prüfung

(1) Die obere Schulaufsichtsbehörde legt den Prüfungs-
ort und die Prüfungszeit fest. Prüfungstermine werden 
zweimal jährlich angeboten. Sofern von oder in Zusam-
menarbeit mit Hochschulen auf die Feststellungsprüfung 
vorbereitet wurde, sind Termine und Orte für die Prüfun-
gen von der Hochschule nach Abstimmung mit der obe-
ren Schulaufsichtsbehörde festzulegen.

(2) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und 
einem mündlichen Teil. Die schriftliche Prüfung erfolgt 
in drei Fächern, die mündliche Prüfung in mindestens 
einem Fach.

§ 5
Prüfungsanforderungen, Nachteilsausgleich

(1) Durch die Prüfung wird festgestellt, ob die Studien-
interessierten die in § 2 Absatz 1 genannten Vorausset-
zungen erfüllen und im Stande sind, mit Verständnis und 
hinreichender Selbstständigkeit ihre Kenntnisse darzu-
legen und einen Vorgang, einen Sachverhalt oder einen 
Gedankenzusammenhang zu erfassen und sich sprach-
lich damit angemessen auseinanderzusetzen.

(2) Soweit es die Behinderung einer oder eines Studien-
interessierten erfordert, kann der Prüfungsausschuss 
Vorbereitungszeiten und Prüfungszeiten angemessen ver-
längern und sonstige Ausnahmen vom Prüfungsverfah-
ren zulassen. Die fachlichen Leistungsanforderungen 
bleiben unberührt.

§ 6
Erkrankung, Versäumnis

(1) Wer wegen einer Krankheit oder aus anderen von ihr 
oder ihm nicht zu vertretenden zwingenden Gründen die 
gesamte Prüfung oder einen Teil der Prüfung versäumt, 
kann die gesamte Prüfung oder den noch fehlenden Teil 
der Prüfung nachholen. Bereits abgelegte Teile der Prü-
fung werden bewertet. Im Krankheitsfall hat ein Prüfl ing 
unverzüglich ein ärztliches Attest vorzulegen. Andere 
Gründe für ein Versäumnis sind unverzüglich dem Prü-
fungsausschuss mitzuteilen.

(2) Versäumt ein Prüfl ing eine schriftliche oder eine 
mündliche Prüfung aus einem von ihr oder ihm zu ver-
tretenden Grund, wird dies wie eine ungenügende Leis-
tung gewertet.

§ 7
Verfahren bei Täuschungshandlungen und 

anderen Unregelmäßigkeiten

(1) Bedient sich ein Prüfl ing zur Erbringung einer Leis-
tung unerlaubter Hilfe, begeht sie oder er eine Täu-
schungshandlung. Bei geringem Umfang der Täuschungs-
handlung wird der ohne Täuschung erbrachte Teil 
bewertet; der übrige Teil wird als nicht erbracht gewer-
tet. Bei umfangreicher Täuschungshandlung wird die 
gesamte Leistung wie eine nicht ausreichende Leistung 
bewertet. Bei Unklarheit über den Umfang der Täu-
schungshandlung wird die Wiederholung der Arbeit 
angeordnet. In besonders schweren Fällen kann ein Prüf-
ling von der weiteren Prüfung ausgeschlossen werden.

(2) Werden Täuschungshandlungen erst nach Abschluss 
der Prüfung festgestellt, ist gemäß Absatz 1 zu verfahren. 
In besonders schweren Fällen kann die obere Schulauf-
sichtsbehörde innerhalb von zwei Jahren die Prüfung als 
nicht bestanden und das Zeugnis für ungültig erklären.

(3) Behindert ein Prüfl ing durch sein Verhalten die Prü-
fung so schwerwiegend, dass es nicht möglich ist, seine 
Prüfung oder die der anderen Prüfl inge ordnungsgemäß 
durchzuführen, kann er von der weiteren Prüfung ausge-
schlossen werden.

Anlage
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(4) Die Entscheidung in den Fällen der Absätze 1 und 3 
trifft der Prüfungsausschuss.

(5) Wird in einem Teil der Prüfung die Leistung verwei-
gert, wird dieser Prüfungsteil wie eine ungenügende 
Leistung gewertet.

§ 8
Prüfungsausschuss

(1) Für die Feststellungsprüfungen bildet die obere 
Schulaufsichtsbehörde Prüfungsausschüsse, die jeweils 
aus drei Mitgliedern bestehen:

1.   Die zuständige Dezernentin oder der zuständige 
Dezernent der oberen Schulaufsichtsbehörde oder die 
oder der von ihr beauftragte Leiterin oder Leiter 
einer Schule, die Bildungsgänge zur Hochschulreife 
umfasst, als Vorsitzende oder Vorsitzender sowie

2.   zwei Lehrkräfte, die über die Befähigung zum Unter-
richt in der gymnasialen Oberstufe oder eine ver-
gleichbare Qualifi kation verfügen.

(2) In den Fällen des § 1 Absatz 3 Satz 2 kann die obere 
Schulaufsichtsbehörde auf Vorschlag der Hochschule 
fachlich geeignetes Personal mit der Durchführung der 
Prüfung beauftragen. Absatz 1 Nummer 1 bleibt unbe-
rührt.

§ 9
Fachprüfungsausschüsse

(1) Für die Prüfungsfächer in der mündlichen Prüfung 
bildet die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
jeweils einen oder mehrere Fachprüfungsausschüsse.

(2) Jeder Fachprüfungsausschuss besteht aus drei Mit-
gliedern, die die Voraussetzungen gemäß § 8 Absatz 1 
Nummer 2 erfüllen:

1.  die oder der Vorsitzende,

2.  die Fachprüferin oder der Fachprüfer,

3.  die Schriftführerin oder der Schriftführer.

In den Fällen des § 1 Absatz 3 Satz 2 beruft die oder der 
Vorsitzende auf Vorschlag der Hochschule fachlich geeig-
netes Personal zu Mitgliedern der Fachprüfungsaus-
schüsse.

§ 10
Stimmberechtigung, Beschlussfassung, Gäste

(1) Die Mitglieder der gemäß §§ 8 und 9 eingerichteten 
Prüfungsausschüsse sind stimmberechtigt.

(2) Der Prüfungsausschuss und die Fachprüfungsaus-
schüsse sind beschlussfähig, wenn alle Mitglieder anwe-
send sind; sie beschließen mit der Mehrheit der abgege-
benen Stimmen. Stimmenthaltung ist nicht zulässig.

(3) Bei Zweifeln, ob ein Mitglied von der Mitwirkung in 
einem Ausschuss gemäß § 20 Verwaltungsverfahrensge-
setz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) 
ausgeschlossen ist, oder bei Besorgnis der Befangenheit 
(§ 21 VwVfG NRW) entscheidet die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses; ist die oder der Vorsitzende 
selbst betroffen, entscheidet die obere Schulaufsichtsbe-
hörde. Wird das Mitglied eines Fachprüfungsausschusses 
von der Mitwirkung entbunden, ist ein neues Mitglied zu 
berufen.

(4) An den Prüfungen können Beauftragte der oberen 
Schulaufsichtsbehörde teilnehmen. Die oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses kann weiteren Lehrkräf-
ten die Teilnahme ermöglichen, sofern ein dienstliches 
Interesse gegeben ist; diese dürfen an der Beratung und 
Beschlussfassung nicht teilnehmen.

(5) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
kann mit Zustimmung des Prüfl ings weitere Personen als 
Zuhörer bei der mündlichen Prüfung zulassen. Diese 
dürfen an der Beratung und Beschlussfassung nicht teil-
nehmen.

(6) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse und die 
gemäß Absatz 4 und 5 Teilnahmeberechtigten sind zur 
Verschwiegenheit über alle Prüfungsvorgänge verpfl ich-
tet. Sie sind hierauf hinzuweisen.

§ 11
Schriftliche Prüfung

(1) Von den Prüfl ingen ist im Fach Deutsch, abweichend 
hiervon in den Fällen gemäß § 2 Absatz 2 im Fach Eng-
lisch, und in den zwei weiteren Fächern des Schwer-
punktes jeweils eine schriftliche Arbeit anzufertigen.

(2) Die schriftliche Prüfung dauert in allen Prüfungsfä-
chern drei Zeitstunden, in Deutsch vier Zeitstunden.

(3) Für jedes Prüfungsfach legt eine oder ein von der 
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses beauf-
tragte Fachprüferin oder beauftragter Fachprüfer einen 
Aufgabenvorschlag vor. Die oder der Vorsitzende geneh-
migt den Aufgabenvorschlag, wenn er mit den Prüfungs-
anforderungen übereinstimmt. Die obere Schulaufsichts-
behörde erhält alle genehmigten Aufgabenvorschläge zur 
Kenntnis. Sie kann Änderungen an den Aufgabenvor-
schlägen veranlassen.

§ 12
Beurteilung der schriftlichen Arbeiten

(1) Die schriftliche Prüfungsarbeit wird von der zustän-
digen Fachlehrkraft korrigiert, begutachtet und abschlie-
ßend mit einer Note gemäß § 48 Absatz 3 Schulgesetz 
NRW, gegebenenfalls mit Tendenz, bewertet.

(2) Jede Arbeit wird von einer zweiten Fachlehrkraft 
korrigiert, die von der oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses beauftragt worden ist. Diese schließt 
sich entweder der Bewertung an oder fügt eine eigene 
Beurteilung mit Bewertung hinzu.

(3) In den Fällen, in denen die beiden Fachlehrkräfte sich 
nicht auf eine Note einigen können, zieht die oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses eine weitere Fach-
lehrkraft zur Bewertung hinzu. Die Note wird dann im 
Rahmen der vorgeschlagenen Noten durch Mehrheitsbe-
schluss der Fachlehrkräfte festgesetzt.

§ 13
Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung fi ndet in dem im jeweiligen 
Schwerpunkt der Anlage ausgewiesenen Fach statt.

(2) Auf Antrag des Prüfl ings kann zusätzlich in einem 
Fach oder in mehreren Fächern der schriftlichen Prüfung 
eine mündliche Prüfung mit dem Ziel der Verbesserung 
um eine Notenstufe erfolgen.

(3) Der Fachprüfungsausschuss legt dem Prüfl ing schrift-
lich die von der Fachlehrkraft erstellte und von der oder 
dem Vorsitzenden des Fachprüfungsausschusses geneh-
migte Prüfungsaufgabe vor.

(4) Die Vorbereitungszeit für die Prüfl inge dauert in der 
Regel 30 Minuten, die Prüfungszeit für die mündliche 
Prüfung in der Regel 20 Minuten.

(5) Die mündliche Prüfung wird von der Fachprüferin 
oder dem Fachprüfer geführt. Die oder der Vorsitzende 
des Fachprüfungsausschusses hat das Recht, Fragen an 
den Prüfl ing zu richten und die Prüfung zeitweise selber 
zu übernehmen. Die Fachprüferin oder der Fachprüfer 
schlägt die Note für die Prüfungsleistung vor. Der Fach-
prüfungsausschuss berät über die einzelnen Prüfungs-
leistungen und setzt die Note gemäß § 48 Absatz 3 Schul-
gesetz NRW gegebenenfalls mit Tendenz, fest.

§ 14
Feststellung des Prüfungsergebnisses, Zeugnisse, 

 Bescheinigungen

(1) Der Prüfungsausschuss stellt nach Beendigung aller 
schriftlichen und mündlichen Prüfungen die Prüfungser-
gebnisse fest und gibt sie den Prüfl ingen bekannt. Die 
Endnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der 
Noten der schriftlichen Prüfungen und der Note der obli-
gatorischen mündlichen Prüfung. Es wird auf eine Stelle 
hinter dem Komma gerechnet und nicht gerundet.

(2) Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfl ing in allen 
Prüfungsfächern mindestens ausreichende Leistungen 
(4,0) erzielt hat.
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(3) Wer die Prüfung bestanden hat, erhält ein Zeugnis, 
das zum Studium an einer Hochschule (Universität oder 
Fachhochschule) berechtigt. Die Berechtigung erstreckt 
sich auf die Studiengänge, die dem gewählten Schwer-
punkt zugeordnet sind.

(4) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält eine 
Bescheinigung über die Teilnahme an der Feststellungs-
prüfung und die erreichten Leistungen.

§ 15
Wiederholungsprüfung

(1) Eine nicht bestandene Prüfung kann einmal und zum 
nächsten Prüfungstermin wiederholt werden. Eine Wie-
derholungsprüfung in den Fächern, die bereits bestanden 
sind, fi ndet nicht statt, wenn der Prüfl ing dies beantragt.

(2) Eine bestandene Prüfung kann nicht wiederholt wer-
den.

(3) Die obere Schulaufsichtsbehörde kann auf Antrag 
des Prüfl ings eine zweite Wiederholung zulassen, wenn 
besondere Gründe vorliegen.

§ 16
Niederschriften

(1) Über alle Konferenzen und Beschlüsse des Prüfungs-
ausschusses und der Fachprüfungsausschüsse und über 
die schriftliche und mündliche Prüfung sind Nieder-
schriften anzufertigen.

(2) In die Niederschrift sind auch die Gründe der Ent-
scheidung aufzunehmen, insbesondere bei Abweichungen 
von den Regelbestimmungen in Ausnahmefällen.

(3) Die Niederschrift über eine mündliche Prüfung muss 
die Namen der beteiligten Prüferinnen und Prüfer, Auf-
gaben, Vorbereitung und Verlauf, Teilergebnisse und 
Gesamtergebnis enthalten. Das Abstimmungsergebnis ist 
in die Niederschrift aufzunehmen.

§ 17
Ergänzungsprüfung

(1) Studieninteressierte, die nach bestandener Feststel-
lungsprüfung ein Studium in einem Studiengang auf-
nehmen wollen, zu dem der ausländische Bildungsnach-
weis, nicht aber der Schwerpunkt der abgelegten 
Feststellungsprüfung berechtigt, können eine Ergän-
zungsprüfung ablegen.

(2) Die Anmeldung zur Ergänzungsprüfung ist verbind-
lich. Die oder der Studieninteressierte legt bei der Mel-
dung zur Ergänzungsprüfung das Zeugnis über die 
bestandene Feststellungsprüfung und den Nachweis über 
eine angemessene Vorbereitung auf die Prüfung vor. Über 
die Zulassung entscheidet die obere Schulaufsichtsbe-
hörde.

(3) Die Ergänzungsprüfung fi ndet im Rahmen der Fest-
stellungsprüfung an demselben Termin wie die Feststel-
lungsprüfung statt. Sie erstreckt sich auf die Fächer des 
Schwerpunktes, dem der neugewählte Studiengang zuge-
ordnet ist. Bereits in der Feststellungsprüfung erbrachte 
Leistungen werden angerechnet. Alle Vorschriften dieser 
Verordnung zum Prüfungsverfahren fi nden Anwendung.

(4) Die Endnote ergibt sich aus dem arithmetischen Mit-
tel der Noten der schriftlichen Prüfungen und der Note 
der obligatorischen mündlichen Prüfung. Es wird auf 
eine Stelle hinter dem Komma gerechnet und nicht 
gerundet. In die Berechnung der Durchschnittsnote der 
Ergänzungsprüfung gehen in Fächern, die in der Ergän-
zungsprüfung nicht geprüft wurden, die Noten der Fest-
stellungsprüfung ein.

(5) Zum Studium berechtigt das Zeugnis der Ergän-
zungsprüfung nur in Verbindung mit dem Zeugnis über 
die Feststellungsprüfung.

(6) Eine nicht bestandene Ergänzungsprüfung kann ein-
mal und zum nächsten Prüfungstermin wiederholt wer-
den.

§ 18
Akteneinsicht

Studieninteressierte erhalten auf Antrag Einsicht in ihre 
oder seine Prüfungsakten. Der Antrag ist binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe der Prüfungsentscheidung bei 
der oberen Schulaufsichtsbehörde zu stellen.

§ 19
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspfl icht

(1) Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung Studienkollegs vom 8. April 2003 (GV. 
NRW. S. 224, ber. S. 257) außer Kraft.

(3) Studieninteressierte, die sich zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Verordnung in der Vorbereitung auf 
die Feststellungsprüfung nach den Vorschriften der Aus-
bildungs- und Prüfungsordnung Studienkollegs befi nden 
oder nach ihnen zur Prüfung zugelassen sind, beenden 
ihre Ausbildung und Prüfung nach den bisherigen Vor-
schriften.

(4) Das Ministerium überprüft die Auswirkungen dieser 
Verordnung bis zum 31. Dezember 2014 und danach alle 
fünf Jahre und unterrichtet jeweils den für Schulen 
zuständigen Ausschuss des Landtags über das Ergebnis 
der Überprüfung.

Düsseldorf, den 21. Januar 2010

Die Ministerin
für Schule und Weiterbildung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Barbara  S o m m e r

Anlage 
(zu § 1 Abs. 4 PO-FeP-Hochschule)

Feststellungsprüfung zur Aufnahme 
eines Hochschul studiums;

Schwerpunkte für Studiengänge an Universitäten 
und Fachhochschulen

Schwerpunkt T (technische, mathematische und natur-
wissenschaftliche Studiengänge (außer biologische Stu-
diengänge)):

  schriftliche Prüfungen: Deutsch, Mathematik und 
Physik;

 mündliche Prüfung: Chemie.

Schwerpunkt M (medizinische und biologische Studien-
gänge):

 schriftliche Prüfungen: Deutsch, Physik, Biologie; 
 mündliche Prüfung: Chemie. 

Schwerpunkt W (wirtschafts- und sozialwissenschaftli-
che Studiengänge):

  schriftliche Prüfungen: Deutsch, Mathematik, Volks-
wirtschaftslehre;

 mündliche Prüfung: Englisch.

Schwerpunkt S (sprachliche Studiengänge):

  schriftliche Prüfungen: Deutsch, Englisch, Geschichte;
 mündliche Prüfung: Deutsche Literatur.

Schwerpunkt G (geisteswissenschaftliche, künstlerische 
und gesellschaftswissenschaftliche Studiengänge): 

  schriftliche Prüfungen: Deutsch, Sozialwissenschaf-
ten, Geschichte;

 mündliche Prüfung: Deutsche Literatur.

Anmerkungen:

In allen Schwerpunkten kann ein Fach der schriftlichen 
Prüfung oder das der mündlichen Prüfung durch ein affi-
nes Schwerpunktfach des jeweiligen Studienganges 
ersetzt werden. Handelt es sich bei dem affinen Schwer-
punktfach um ein Fach gemäß der Rahmenordnung für 
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den Hochschulzugang mit ausländischen Bildungsnach-
weisen, für die Ausbildung an den Studienkollegs und 
für die Feststellungsprüfung (Beschluss der Kultusmi-
nisterkonferenz vom 15.4.1994 in der jeweils geltenden 
Fassung), wird mit der erfolgreich abgelegten Fest-
stellungsprüfung eine bundesweit gültige Studien-
berechtigung erworben. Ist das nicht der Fall, gilt die 
Studienberechtigung ausschließlich für das Land Nord-
rhein-Westfalen.

– GV. NRW. 2010 S. 116
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Satzung
der Landesanstalt für Medien Nordrhein-
Westfalen (LfM) über die Förderung des 

Bürgerfunks im lokalen Hörfunk
(Fördersatzung Bürgerfunk)

Vom 18. Dezember 2009

Aufgrund des § 40 Absatz 6 Satz 4 Landesmediengeset-
zes Nordrhein-Westfalen (LMG NRW) vom 2. Juli 2002 
(GV. NRW. S. 334), zuletzt geändert durch das Dreizehnte 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den „Westdeut-
schen Rundfunk Köln“ und des Landesmediengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LMG NRW) (13. 
Rundfunkänderungsgesetz) vom 8. Dezember 2009 (GV. 
NRW. S. 728), erlässt die Landesanstalt für Medien Nord-
rhein-Westfalen (LfM) die folgende Satzung:

§ 1
Ziele und Grundsätze der Förderung

(1) Der Bürgerfunk im lokalen Hörfunk dient dazu, das 
lokale Informationsangebot zu ergänzen und den Erwerb 
von Medienkompetenz, insbesondere von Schülerinnen 
und Schülern, zu ermöglichen und damit auch zur gesell-
schaftlichen Meinungsbildung beizutragen.

(2) Zur Verwirklichung dieses Funktionsauftrages fördert 
die LfM Maßnahmen und Projekte für den Bürgerfunk 
im lokalen Hörfunk und zwar vorrangig diejenigen, die 
Medienkompetenz durch Schul- und Jugendprojekte in 
Kooperation mit einer Veranstaltergemeinschaft stärken. 
Ferner unterstützt sie Ausbildungs- und Qualifi zierungs-
projekte und -maßnahmen.

(3) Die Förderung erfolgt nach pfl ichtgemäßen Ermes-
sens gem. dieser Satzung und der Förderrichtlinie Bür-
gerfunk ohne Rechtsanspruch im Rahmen der verfügba-
ren Haushaltmittel, wobei der Förderung von Schul- und 
Jugendprojekten Vorrang gegenüber anderen förderfähi-
gen Maßnahmen einzuräumen ist.

(4) Voraussetzung für die Gewährung von Zuschüssen ist 
der Nachweis einer angemessenen Eigenleistung.

(5) Die Förderung von Schul und Jugendprojekten setzt 
eine Kooperationsvereinbarung mit der Veranstalterge-
meinschaft für die Projektdauer voraus.

(6) Die Schul- und Jugendprojekte werden nur gefördert, 
wenn sie in der Produktion eines oder mehrerer sendefä-
higer Bürgerfunkbeiträge im Sinne des § 40 a LMG NRW 
münden.

(7) Die LfM gibt die Rahmenbedingungen für Maßnah-
men und Projekte i. S. v. § 2 landesweit in geeigneter 
Weise bekannt.

§ 2
Förderfähige Maßnahmen und Projekte

(1) Die LfM fördert

a)   Schul- und Jugendprojekte i. S. v. § 40 Absatz 6 LMG 
NRW,

b)   Maßnahmen zur Qualifi zierung der Nutzerinnen und 
Nutzer im Sinne des § 40 a Absatz 2 Satz 4 LMG 
NRW,

c)   Maßnahmen zur Qualifi zierung von durch die LfM 
anzuerkennenden Zertifi zierungsstellen sowie Prüfe-
rinnen und Prüfern,

d)   Ausbildungs- und Qualifi zierungsprojekte und -maß-
nahmen

e)  Qualitätsmanagement und

f)   in besonderen Fällen Modellprojekte sowie Experi-
mente, die einer Weiterentwicklung des Bürgerfunks 
dienen.

(2) Die LfM achtet bei der Förderung der genannten Pro-
jekte und Maßnahmen auf eine angemessene Berücksich-
tigung aller Verbreitungsgebiete.

(3) Bei der Förderung der Schulprojekte achtet die LfM 
darüber hinaus auf eine angemessene Berücksichtigung 
aller Schulformen.

(4) Bei der Prüfung der zu fördernden Vorhaben werden 
neben den vorrangigen inhaltlich qualitativen Kriterien, 
wie dem Grad zur Erreichung der unter § 1 genannten 
Ziele, unter anderem die Realisierbarkeit des Vorhabens 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums, die Nachhal-
tigkeit des Angebotes, Art und Umfang der Eigenleistun-
gen und die Erreichbarkeit der Zielgruppe berücksich-
tigt.

§ 3
Art der Förderung

(1) Die LfM fördert die unter § 2 Absatz 1 genannten 
Projekte und Maßnahmen durch die Gewährung von 
Zuschüssen. Zuschüsse werden grundsätzlich als Geld-
mittel geleistet.

(2) Die Förderung über den Finanzierungsbedarf hinaus 
ist nicht zulässig.

(3) Die LfM kann darüber hinaus Sach- und Dienstleis-
tungen zur Verfügung stellen.

(4) In der Förderrichtlinie Bürgerfunk werden Förder-
höchstbeträge und Pauschalen für die Anerkennung för-
derfähiger Kosten festgelegt.

(5) Förderfähig im Zusammenhang der Durchführung 
von Projekten und Maßnahmen im Sinne des § 2 Absatz 1 
sind Kosten für Honorare, Raum, Technik, Verwaltung 
und Organisation.

Näheres regelt die Förderrichtlinie Bürgerfunk.

(6) Nicht förderfähig sind Bewirtungskosten.

§ 4
Förderempfänger

(1) Förderempfänger im Hinblick auf die unter § 2 auf-
geführten Maßnahmen und Projekte sind in der Regel 
juristische Personen, die die Voraussetzungen für die 
Durchführung der Maßnahmen und Projekte erbringen.

(2) Im Falle von § 2 Absatz1 1 Buchstabe f können auch 
natürliche Personen Förderempfänger sein.

§ 5
Anträge

(1) Anträge sind schriftlich an die LfM zu richten. Für 
den Antrag sind in der Regel die Vordrucke, die auf der 
LfM-Homepage zum Download bereitgestellt werden, zu 
verwenden. Wenn für ein Kalenderhalbjahr für mehrere 
Projekte und Maßnahmen die Förderung beantragt wird, 
sind diese in einem Antrag zusammenzufassen. Dem 
Antrag ist eine Halbjahresplanung beizufügen.

(2) Die Anträge haben alle für die Entscheidung über die 
Zuschussbewilligung erforderlichen Angaben und Unter-
lagen zu enthalten. Insbesondere ist das zu fördernde 
Vorhaben hinreichend genau darzustellen, die voraus-
sichtlich anfallenden Gesamtkosten des Vorhabens und 
die Einnahmen, bzw. Eigenleistungen sind dem Grunde 
nach zu beschreiben. Darüber hinaus sind Angaben zur 
Evaluation des Projektes oder der Maßnahme zu machen.
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(3) Der Förderempfänger muss nachweisen, dass

– seine Geschäftsführung ordnungsgemäß ist, 

–  er in der Lage ist, die Verwendung der Mittel bestim-
mungsgemäß nachzuweisen,

–  er die die erforderlichen Einrichtungen für die Durch-
führung der Maßnahmen und Projekte bereithält und

–  er die erforderliche Eigenleistung erbringen kann.

(4) Förderempfänger, deren jährliche Förderung durch 
die LfM insgesamt 12.000,– € übersteigt, müssen nach-
weisen, dass sie entweder ein Qualitätsmanagementsys-
tem Bürgerfunk oder ein vergleichbares Verfahren einge-
führt haben oder im bewilligten Förderzeitraum mit der 
Einführung beginnen.

(5) Soweit die geförderten Projekte und Maßnahmen von 
der LfM evaluiert werden, verpfl ichtet sich der Träger 
der Maßnahme bzw. des Projektes zur Mitwirkung, u. a. 
durch Bereitstellung von Unterlagen und Ergebnissen 
der Selbstevaluation.

(6) Die LfM kann darüber hinaus weitere Informationen 
und Nachweise verlangen.

(7) Insbesondere haben die Antragsteller eine Erklärung 
beizufügen, dass vor der Bekanntgabe des Bescheides 
nicht mit dem Projekt begonnen wird.

(8) Der Antrag ist grundsätzlich drei Monate vor Beginn 
des jeweils beantragten Bewilligungszeitraumes vorzule-
gen.

(9) Förderanträgen für Schul- und Jugendprojekte nach 
§ 2 Absatz 1 ist eine schriftliche Kooperationsverein-
barung zwischen dem Antragsteller und der Veranstal-
tergemeinschaft für lokalen Rundfunk im jeweiligen 
 Verbreitungsgebiet beizufügen, in der Art, Umfang und 
Dauer der Kooperation geregelt und die von den jewei-
ligen Kooperationspartnern im Rahmen zu erbringenden 
Leistungen beschrieben sind.

§ 6
Bewilligung

Zuschüsse werden durch Bescheid der LfM bewilligt. In 
besonderen Fällen kann an die Stelle des Bescheides über 
die Bewilligung eines Zuschusses auch die Mittelgewäh-
rung auf der Grundlage eines Vertrages treten.

§ 7
Verwendung von Zuschüssen, Verwendungsnachweis

(1) Der Zuschuss darf vom Zuschussempfänger nur zur 
Erfüllung des im Zuwendungsbescheid genannten 
Zwecks verwendet werden. Die bewilligten Mittel sind 
sparsam und wirtschaftlich zu verwenden.

(2) Ansprüche aus dem Bescheid dürfen vom Zuschuss-
empfänger weder abgetreten noch verpfändet werden. 
Die Maßnahmen und Projekte dürfen weder ganz noch in 
Teilen einem Dritten übertragen werden.

(3) Mittel, die für den Zweck der Bewilligung nicht 
benötigt werden, die nicht zweckentsprechend verwendet 
werden oder deren Verwendung in anderer Weise gegen 
diese Bewilligungsbedingungen verstößt, sind vom 
Zuschussempfänger der LfM unverzüglich zurückzuer-
statten. Vorübergehend nicht benötigte Mittel sind im 
Rahmen der Liquiditätserfordernisse zinsbringend anzu-
legen; die Zinserträge dürfen nur für den Bewilligungs-
zweck verwendet werden oder sind andernfalls unver-
züglich der LfM zu überweisen oder ihr zum Zwecke der 
Verrechnung anzuzeigen.

(4) Gegenüber der LfM hat der Zuschussempfänger 
einen Verwendungsnachweis zu führen, der die zweck-
entsprechende Verwendung der Zuschüsse erkennen lässt. 
Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbe-
richt einschließlich der Sendebeiträge und einem zahlen-
mäßigen Nachweis. Zwischennachweise erfolgen nach 
Maßgabe des Bewilligungsbescheides.

(5) Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die 
Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und 
sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den 
Belegen übereinstimmen.

(6) Im Verwendungsnachweis ist anzugeben, wo die Ori-
ginalbelege eingesehen bzw. angefordert werden können.

Die jeweiligen Belege sind für Prüfungen durch die LfM 
fünf Jahre aufzubewahren, sofern nicht nach steuer-
rechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere Auf-
bewahrungsfrist bestimmt ist.

(7) Für den Fall, dass die Förderung aus der Gewährung 
von Pauschalen besteht, müssen im Rahmen des Verwen-
dungsnachweises lediglich die Kosten dem Grunde nach 
in geeigneter Weise dargelegt werden. Auf einen Einzel-
kosten nachweis kann insoweit verzichtet werden.

(8) Die LfM ist zum  Zwecke der Erhebung statistischer 
Daten, u. a. zur Anpassung der Förderhöchstbeträge und 
Pauschalen, zur Einsichtnahme in die  Vertragsunterla-
gen zum Projekt berechtigt.

(9) Die jeweiligen Belege sind für Prüfungen durch die 
LfM fünf Jahre aufzubewahren, sofern nicht nach steu-
errechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere Auf-
bewahrungsfrist bestimmt ist.

§ 8
Prüfung der zweckentsprechenden Verwendung 

von Zuschüssen

(1) Die LfM kann beim Zuschussempfänger jederzeit 
Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen – soweit 
sie nicht bereits mit dem Verwendungsnachweis vorzule-
gen sind – zur Einsichtnahme anfordern oder die zweck-
entsprechende Verwendung durch Einsichtnahme in die 
Bücher, Belege und sonstigen Geschäftsunterlagen örtlich 
prüfen; sie kann sich hierzu Beauftragter bedienen.

(2) Der LRH ist berechtigt, beim Zuschussempfänger die 
zweckentsprechende Verwendung des Zuschusses nach 
dieser Satzung zu überprüfen.

§ 9
Rücknahme, Widerruf des Zuschusses

(1) Rücknahme oder Widerruf von Zuschussbescheiden 
sowie als Folge hiervon die Rückforderung der Zuschüsse 
richten sich nach Verwaltungsverfahrensrecht (§§ 48, 49, 
49 a VwVfG NRW).

(2) Außerplanmäßige Eigenleistungen sind grundsätzlich 
auf die Zuwendung anzurechnen und im Verwendungs-
nachweis darzustellen. Den sich hieraus ergebenden 
Rückforderungsanspruch der LfM kann die LfM auf 
Antrag für zusätzliche Projekte oder Maßnahmen zur 
Verfügung stellen. Dies gilt auch für im Bewilligungs-
zeitraum nicht abgeforderte Förderbeträge.

(3) Der Widerruf des Bewilligungsbescheides ist insbe-
sondere zulässig, wenn die LfM feststellt, dass Förderziel 
und -zweck bei den getätigten Ausgaben nicht eingehal-
ten wurden.

§ 10
Richtlinien

Weitere Einzelheiten der Förderung nach dieser Satzung 
können durch Richtlinien der LfM geregelt werden.

§ 11
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die die Satzung der Landesanstalt 
für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) über die Förde-
rung des Bürgerfunks im lokalen Hörfunk (Förder-
satzung Bürgerfunk) vom 20. Oktober 2007 (GV. NRW. 
S. 478) außer Kraft.

Düsseldorf, den 18. Dezember 2009

Der Direktor
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM)

Prof. Dr. Norbert  S c h n e i d e r

– GV. NRW. 2010 S. 120
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Satzung
der Landesanstalt für Medien Nordrhein-

Westfalen (LfM) über die Erhebung 
von Verwaltungsgebühren und Auslagen

 – Gebührensatzung –
Vom 22. Januar 2010

Aufgrund § 116 Absatz 2 Satz 2 des Landesmediengeset-
zes Nordrhein-Westfalen (LMG NRW) vom 2. Juli 2002 
(GV. NRW. S. 334), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Dreizehnten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
den „Westdeutschen Rundfunk Köln“ und des Landes-
mediengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LMG 
NRW) – 13. Rundfunkänderungsgesetz – vom 8. Dezem-
ber 2009 (GV. NRW. S. 728), erlässt die Landesanstalt für 
Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) folgende Satzung:

§ 1
Grundsatz

Die LfM erhebt Verwaltungsgebühren und Auslagen nach 
Maßgabe dieser Satzung. Die Erhebung von Gebühren 
und Auslagen durch die LfM nach Maßgabe der Satzung 
zur Erhebung von Kosten im Bereich des bundesweiten 
privaten Rundfunks in der jeweils geltenden Fassung 
bleibt hiervon unberührt.

§ 2
Verwaltungsgebühren

(1) Die LfM erhebt für die im anliegenden Gebührenver-
zeichnis aufgeführten Amtshandlungen die dort genann-
ten Verwaltungsgebühren.

Das Gebührenverzeichnis ist Bestandteil dieser Satzung.

(2) Für Amtshandlungen, die nicht im Gebührenver-
zeichnis enthalten sind, wird eine Gebühr erhoben, die 
nach im Gebührenverzeichnis bewerteten vergleichbaren 
Amtshandlungen zu bemessen ist. Zuwendungsentschei-
dungen ergehen gebührenfrei.

(3) Wird ein Antrag ausschließlich wegen Unzuständig-
keit der LfM abgelehnt, so werden weder Gebühren noch 
Auslagen erhoben. Dasselbe gilt bei Rücknahme eines 
Antrages, wenn mit der sachlichen Bearbeitung noch 
nicht begonnen worden ist. Wird ein Antrag auf Vor-
nahme einer Amtshandlung zurückgenommen, nachdem 
mit der sachlichen Bearbeitung begonnen, die Amts-
handlung aber noch nicht beendet ist, oder wird ein 
Antrag aus anderen Gründen als wegen Unzuständigkeit 
abgelehnt, so ermäßigt sich die vorgesehene Gebühr um 
ein Viertel. Sie kann bis zu einem Viertel der vorgesehe-
nen Gebühr ermäßigt oder es kann von ihrer Erhebung 
abgesehen werden, wenn dies der Billigkeit entspricht. 
Im Falle der Rücknahme oder Widerrufs einer Amtshand-
lung wird eine Gebühr in Höhe von drei Viertel der für 
die Amtshandlung festgesetzten Gebühr erhoben. Satz 4 
gilt entsprechend.

§ 3
Gebührenbemessung

(1) Zwischen der den Verwaltungsaufwand berücksichti-
genden Höhe der Gebühr einerseits und der Bedeutung, 
dem wirtschaftlichen Wert oder dem sonstigen Nutzen 
der Amtshandlung für den Kostenschuldner andererseits 
hat ein angemessenes Verhältnis zu bestehen.

(2) Bei Entscheidungen über mehrere gleichgelagerte 
Angebote kann die für jedes Angebot einzeln festzuset-
zende Gebühr den jeweiligen im Gebührenverzeichnis 
aufgeführten Mindestsatz unterschreiten, sofern Billig-
keitsgründe dies wegen eines erheblich geringeren Ver-
waltungsaufwandes erfordern.

§ 4
Auslagen

(1) Werden im Zusammenhang mit der Amtshandlung 
Auslagen notwendig, die nicht bereits in die Gebühr ein-
bezogen sind, so hat der Gebührenschuldner sie zu erset-

zen. Als nicht bereits in die Gebühr einbezogen gelten 
insbesondere:

1.   Aufwendungen für weitere Ausfertigungen und 
Kopien, die auf besonderen Antrag erteilt werden; die 
Höhe der als Auslagen zu erhebenden Schreibgebüh-
ren bemisst sich nach dem Verwaltungsaufwand,

2.   Aufwendungen für Übersetzungen, die auf besonde-
ren Antrag gefertigt werden,

3.   Kosten, die durch öffentliche Bekanntmachung ent-
stehen, mit Ausnahme der hierbei erwachsenden Post-
gebühren,

4.   die in entsprechender Anwendung des Justizvergü-
tungs- und -entschädigungsgesetzes in der jeweils gel-
tenden Fassung zu zahlenden Beträge; erhält ein Sach-
verständiger aufgrund des § 1 Absatz 2 JVEG keine 
Entschädigung, so ist der Betrag zu erheben, der ohne 
diese Vorschrift nach dem Gesetz zu zahlen wäre,

5.   die bei Geschäften außerhalb der Dienststelle den 
Angehörigen der LfM aufgrund gesetzlicher oder ver-
traglicher Bestimmung gewährte Vergütung (Reise-
kostenvergütung, Auslagenersatz) und die Kosten für 
die Bereitstellung von Räumen,

6.   die Beträge, die anderen in- und ausländischen Be-
hörden, öffentlichen Einrichtungen oder Bediensteten 
zustehen, und zwar auch dann, wenn aus Gründen der 
Gegenseitigkeit, der Verwaltungsvereinfachung und 
dergleichen an die Behörden, Einrichtungen und Be-
diensteten keine Zahlungen zu leisten sind,

7.   Entgelte für Postzustellungsaufträge und Ein-
schreibe- und Nachnahmeverfahren,

8.   Kosten für Dritte, die auf Antrag oder im Interesse 
des Zahlungspfl ichtigen von der LfM hinzugezogen 
werden.

(2) Die Erstattung der in Absatz 1 aufgeführten Ausla-
gen kann auch verlangt werden, wenn für eine Amts-
handlung Gebührenfreiheit besteht oder von der Gebüh-
renerhebung abgesehen wird.

§ 5
Entstehung der Gebührenschuld und Fälligkeit

(1) Soweit ein Antrag notwendig ist, entsteht die Gebüh-
renschuld dem Grunde nach mit dessen Eingang bei der 
LfM, der Höhe nach mit Beendigung der gebührenpfl ich-
tigen Amtshandlung. Im Übrigen entsteht die Gebühren-
schuld dem Grunde und der Höhe nach mit Beendigung 
der gebührenpfl ichtigen Amtshandlung. Es ist die 
Gebührensatzung in der zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Die Verpfl ichtung zur Erstattung von Auslagen ent-
steht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages, 
in den Fällen des § 4 Absatz 1 Nummer 4 zweiter Halb-
satz und Nummer 6 zweiter Halbsatz mit der Beendi-
gung der kostenpfl ichtigen Amtshandlung.

(3) Die Verwaltungsgebühren und der Auslagenersatz 
werden mit der Bekanntgabe der Gebührenentscheidung 
an den Gebührenschuldner fällig, wenn nicht die LfM 
einen späteren Zeitpunkt bestimmt.

(4) Eine Amtshandlung, die auf Antrag vorzunehmen ist, 
kann von der Zahlung eines angemessenen Vorschusses 
oder einer angemessenen Sicherheitsleistung bis zur vor-
aussichtlichen Höhe der Kosten abhängig gemacht wer-
den. Dabei ist eine angemessene Frist zur Zahlung des 
Kostenvorschusses zu setzen. Wird der Kostenvorschuss 
nicht binnen dieser Frist eingezahlt, so kann die LfM den 
Antrag als zurückgenommen behandeln; darauf ist bei 
der Anforderung des Kostenvorschusses hinzuweisen. Die 
LfM kann außerdem eine Amtshandlung, die auf Antrag 
vorgenommen wird, von der Zahlung rückständiger Kos-
ten aus vorangegangenen Verwaltungsverfahren gleicher 
Art abhängig machen, soweit dies der Billigkeit nicht 
widerspricht.

§ 6
Säumniszuschlag

(1) Werden bis zum Ablauf eines Monats nach dem Fäl-
ligkeitstag Gebühren oder Auslagen nicht entrichtet, so 
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kann für jeden angefangenen Monat der Säumnis ein 
Säumniszuschlag von eins vom Hundert des rückständi-
gen Betrages erhoben werden, wenn dieser fünfzig Euro 
übersteigt. Ein Säumniszuschlag wird bei einer Säumnis 
von bis zu fünf Tagen nicht erhoben.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Säumniszuschläge, die nicht 
rechtzeitig entrichtet werden.

(3) Für die Berechnung des Säumniszuschlages wird der 
rückständige Betrag auf volle fünfzig Euro nach unten 
abgerundet.

(4) Die Gebühren und Auslagen gelten als entrichtet

a)   bei Übergabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln 
am Tage des Eingangs bei der LfM,

b)   bei Überweisung oder Einzahlung auf ein Konto der 
LfM oder bei Einzahlung mit Zahlkarte oder Postan-
weisung an dem Tage, an dem der Betrag dem Konto 
oder der Kasse gutgeschrieben wird.

§ 7
Stundung, Niederschlagung und Erlass

(1) Für die Stundung, Niederschlagung und den Erlass 
von Forderungen auf Zahlung von Gebühren, Auslagen 
oder sonstigen Nebenleistungen gelten die Vorschriften 
der Satzung über das Finanzwesen der Landesanstalt für 
Medien Nordrhein-Westfalen (LfM).

(2) Für die Dauer einer gewährten Stundung werden 
Zinsen erhoben. Die Zinsen betragen für jeden Monat 
einhalb vom Hundert. Sie sind von dem Tag an, an dem 
der  Zinslauf beginnt, nur für volle Monate zu zahlen; 
angefangene Monate bleiben außer Ansatz. Für die 
Berechnung der Zinsen wird der zu verzinsende Betrag 
auf volle fünf Euro abgerundet. Zinsen werden nur fest-
gesetzt, wenn sie mindestens zehn Euro betragen.

§ 8
Kostenschuldner

(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpfl ichtet,

1.   wer die Amtshandlung verursacht oder zu wessen 
Gunsten sie vorgenommen wird,

2.   wer die Kosten durch eine von der LfM abgegebene 
oder ihr mitgeteilte Erklärung übernommen hat,

3.   wer für die Kostenschuld eines anderen kraft Geset-
zes haftet.

(2) Mehrere Kostenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 9
Kostenentscheidung

(1) Die Kosten werden von Amts wegen festgesetzt. Die 
Entscheidung über die Kosten soll, soweit möglich, 
zusammen mit der Sachentscheidung ergehen. Aus der 
schriftlichen oder schriftlich bestätigten Kostenentschei-
dung müssen mindestens hervorgehen:

1.  Die LfM als kostenerhebende Behörde,

2.  der Kostenschuldner,

3.  die kostenpfl ichtige Amtshandlung,

4.  die als Gebühren und Auslagen zu zahlenden Beträge,

5.   wo, wann und wie die Gebühren und Auslagen zu 
zahlen sind,

6.   die Rechtgrundlage für die Erhebung der Kosten 
sowie deren Berechnung.

Ergeht die Kostenentscheidung mündlich oder in sonsti-
ger Weise, so genügt es, wenn sich die Angaben zu Num-
mer 1 bis 5 aus den Umständen ergeben; die Angaben zu 
Nummer 6 können entfallen. Die mündliche Entschei-
dung ist auf Antrag schriftlich zu bestätigen.

(2) Gebühren und Auslagen, die bei richtiger Behand-
lung der Sache durch die LfM nicht entstanden wären, 
werden nicht erhoben, das Gleiche gilt für Auslagen, die 
durch eine von Amtswegen veranlasste Verlegung eines 
Termins oder Vertagung einer Verhandlung entstanden 
sind.

(3) Eine Gebühr für die Kostenentscheidung wird nicht 
erhoben.

§ 10
Rechtsbehelf

(1) Die Kostenentscheidung kann zusammen mit der 
Sachentscheidung oder selbstständig angefochten wer-
den; der Rechtsbehelf gegen eine Sachentscheidung 
erstreckt sich auch auf die Kostenentscheidung.

(2) Wird eine Kostenentscheidung selbstständig ange-
fochten, so ist das Rechtsbehelfsverfahren kostenrecht-
lich als selbstständiges Verfahren zu behandeln.

§ 11
Verjährung

(1) Eine Kostenfestsetzung, ihre Aufhebung oder ihre 
Änderung ist nicht mehr zulässig, wenn die Festsetzungs-
frist abgelaufen ist (Festsetzungsverjährung). Die Fest-
setzungsfrist beträgt vier Jahre; sie beginnt mit Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem der Kostenanspruch entstan-
den ist. Wird vor Ablauf der Frist ein Antrag auf Aufhe-
bung oder Änderung der Festsetzung gestellt, ist die 
Festsetzungsfrist solange gehemmt, bis über den Antrag 
unanfechtbar entschieden worden ist.

(2) Ein festgesetzter Kostenanspruch erlischt durch Ver-
jährung (Zahlungsverjährung). Die Verjährungsfrist 
beträgt fünf Jahre; sie beginnt mit Ablauf des Kalender-
jahres, in dem der Anspruch erstmals fällig geworden ist.

(3) Die Zahlungsverjährung wird unterbrochen durch 
schriftliche Zahlungsaufforderung sowie durch Stun-
dung, Aussetzung der Vollziehung, durch Sicherheitsleis-
tung, durch eine einstweilige Einstellung der Vollstre-
ckung, durch eine Vollstreckungsmaßnahme, durch 
Anmeldung im Insolvenzverfahren, durch die Aufnahme 
in einen Insolvenzplan oder einen gesetzlichen Schulden-
bereinigungsplan, durch Einbeziehung oder durch 
Ermittlung der LfM über Wohnsitz oder Aufenthaltsort 
des Zahlungspfl ichtigen. Die Unterbrechung der Verjäh-
rung durch eine der in Satz 1 genannten Maßnahmen 
dauert fort, bis die Stundung oder die Aussetzung der 
Vollziehung abgelaufen, die Sicherheit oder, falls eine 
Vollstreckungsmaßnahme dazu geführt hat, das Pfän-
dungspfandrecht, die Sicherungshypothek oder ein sons-
tiges Vorzugsrecht auf Befriedigung erloschen oder das 
Insolvenzverfahren oder die Ermittlungen beendet sind. 
Mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Unterbre-
chung geendet hat, beginnt eine neue Verjährungsfrist.

§ 12
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit dem Tag nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung der Landesanstalt für 
Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) über die Erhebung 
von Verwaltungsgebühren und Auslagen (Gebühren- und 
Auslagensatzung) vom 12. Dezember 2003 (GV. NRW. 
2004 S. 2), zuletzt geändert durch die Erste Satzung zur 
Änderung der Satzung der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM) über die Erhebung von Ver-
waltungsgebühren und Auslagen (Gebühren- und Ausla-
gensatzung) – Erste Änderungssatzung – vom 15. Okto-
ber 2004 (GV. NRW. S. 612), außer Kraft.

Düsseldorf, den 22. Januar 2010

Der Direktor
der Landesanstalt für Medien

Nordrhein-Westfalen(LfM)

Prof. Dr. Norbert  S c h n e i d e r
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Gebührenverzeichnis der Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM)

Nr. Gebührengegenstand Gebühr in Euro

1. Zulassung

1.1 Zulassung gem. §§ 4, 8, 23 Abs. 2, 31 a, 33 b, 
40 c Abs. 1, 56 Abs. 2 LMG NRW 300 – 30.000

1.2 Zulassung eines lokalen Hörfunkprogramms 
gem. § 58 LMG NRW 2.000 – 7.500

1.3 Zulassung im vereinfachten Zulassungsverfahren 
gem. § 83 LMG NRW 50 – 5.000

2. Zuweisung von Übertragungskapazitäten gem. §§ 12, 17 LMG NRW   300 – 15.000

3. Änderung der für die Zulassung oder Zuweisung maßgeblichen 
Umstände gem. §§ 9 Abs. 1 und 2, 17 Abs. 3, 70 LMG NRW 50 – 5.000

4. Entscheidungen im Zusammenhang mit der Einrichtung bzw. 
Tätigkeit eines  Programmbeirats gem. §§ 33 c, 33 d LMG NRW 300 – 3.000

5. Rangfolgeentscheidungen bei analogen Kabelanlagen gem. 
§§ 18, 19 Abs. 1, 20 LMG NRW keine Gebühren

6. Weiterverbreitungsanzeigen gem. § 24 LMG NRW keine Gebühren

7. Einwilligung zur Digitalisierung analoger Kanäle gem. 
§ 27 Abs. 3 LMG NRW 300 – 15.000

8. Maßnahmen gem. § 26 LMG NRW 300 – 5.000

9. Programmbeschwerden gem. § 42 LMG NRW keine Gebühren

10. Aufsichtsmaßnahmen nach § 118 LMG NRW 50 – 3.000

11. Maßnahmen aufgrund des JMStV gegenüber Anbietern von lokalen, 
regionalen oder  landesweiten Angeboten 50 – 5.000

12. Entscheidungen bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
an den Bürgermedien Beteiligten gem. § 40 Abs. 7 LMG NRW keine Gebühren

13. Entscheidungen bei Wahlwerbesendungen gem. 
§ 36 Abs. 7 LMG NRW keine Gebühren

14. Erhebung von Ausgleichsleistung gem. 
§ 56 Abs. 3 LMG NRW

keine Gebühren
Bei Säumnis 
der Erstattung 
von Ausgleichs-
leistungen gilt
§ 6 dieser Satzung

15. Verfahren bei Ordnungswidrigkeiten gem. 
§ 125 LMG NRW i. V. m. § 107 OWiG

5 v. H. der 
festgesetzten 
Geldbuße,
mindestens 
20 Euro 
höchstens 
7.500 Euro

– GV. NRW. 2010 S. 122
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Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem 
Straßenrecht und Eisenbahnkreuzungsrecht

Vom 26. Januar 2010

Auf Grund

des § 5 Absatz 3 des Landesorganisationsgesetzes vom 
10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 18. November 2008 (GV. NRW. 
S. 706) – insoweit nach Anhörung des fachlich zuständi-
gen Ausschusses des Landtags –

und

der §§ 5 Absatz 4 Satz 5, 8 Absatz 3, 9 a Absatz 3, 22 
Absatz 4 des Bundesfernstraßengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 31. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2585)

und

der §§ 5 Absatz 1 Satz 3, 8 Absatz 1 und 2 des Eisen-
bahnkreuzungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 21. März 1971 (BGBl. I S. 337), zuletzt geän-
dert durch Artikel 281 der Verordnung vom 31. Oktober 
2006 (BGBl. I S. 2407)

und

des § 36 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2353)

wird verordnet:

§ 1
Zuständige Behörden im Sinne des Bundes-

fernstraßengesetzes

(1) Oberste Landesstraßenbaubehörde im Sinne des 
Bundesfernstraßengesetzes ist das für das Straßenwesen 
zuständige Ministerium.

(2) Die Aufgaben der Straßenbaubehörde im Sinne des 
Bundesfernstraßengesetzes werden vom Landesbetrieb 
Straßenbau, soweit die Gemeinden Träger der Straßen-
baulast sind (§ 5 Absatz 2 bis 3 Bundesfernstraßenge-
setz), von diesen wahrgenommen.

(3) Höhere Verwaltungsbehörde und Anhörungsbehörde 
im Sinne des Bundesfernstraßenge setzes ist die Bezirks-
regierung. Anhörungsbehörde im Gebiet des Regierungs-
bezirks Düsseldorf ist der Landesbetrieb Straßenbau.

(4) Die Straßenaufsicht gemäß § 20 Bundesfernstraßen-
gesetz wird von dem für das Straßenwesen zuständigen 
Ministerium ausgeübt.

§ 2
Übertragung von Befugnissen nach dem Bundes-

fernstraßengesetz

(1) Die Befugnisse der Landesregierung gemäß § 8 Ab-
satz 3 Satz 3 und § 9 a Absatz 3 Satz 1 Bundesfernstra-
ßengesetz werden dem für das Straßenwesen zuständigen 
Ministerium übertragen.

(2) Die Befugnisse der obersten Landesstraßenbaube-
hörde gemäß § 5 Absatz 4 Satz 4, § 8 Absatz 1 Satz 5, 
§ 9 a Absatz 5 Bundesfernstraßengesetz werden dem 
Landesbetrieb Straßenbau übertragen. Die Befugnis der 
obersten Landesstraßenbaubehörde gemäß § 17 b Ab-
satz 1 Nr. 6 Bundesfernstraßengesetz, die Entscheidung 
nach § 74 Absatz 7 des Verwaltungsverfahrensgesetzes zu 
treffen, wird dem Landesbetrieb Straßenbau übertragen.

(3) Die Befugnisse der obersten Landesstraßenbaube-
hörde gemäß § 17 b Absatz 1 Nummer 6 Bundesfernstra-
ßengesetz zur Planfeststellung und Plangenehmigung 
wird im Gebiet des Regierungsbezirks Detmold auf die 
Bezirksregierung Detmold und im Gebiet des Regie-
rungsbezirks Düsseldorf auf den Landesbetrieb Straßen-
bau übertragen.

(4) Die Befugnisse der obersten Landesstraßenbaube-
hörde gemäß § 9 Absatz 2, 5 und 8 Bundesfernstraßenge-
setz werden dem Landesbetrieb Straßenbau, soweit die 
Gemeinden Träger der Straßenbaulast nicht nur für die 
Gehwege und Parkplätze sind (§ 5 Absatz 2 und 2 a Bun-
desfernstraßengesetz), diesen übertragen.

(5) Zuständige Behörde für die Festsetzung der Entschä-
digung gemäß § 19 b Bundesfernstraßengesetz ist die 
Bezirksregierung.

§ 3
Anträge auf Berichtigung des Grundbuchs 

bei Wechsel der Straßenbaulast

Die Anträge gemäß § 6 Absatz 3 Bundesfernstraßenge-
setz sind von der für den neuen Träger der Straßenbau-
last zuständigen Behörde zu stellen.

§ 4
Bestimmung des Amtsblatts 

zur Bekanntmachung von Widmungs-, Umstufungs- 
und Einziehungsverfügungen

Bekanntmachungen gemäß § 2 Absatz 6 Satz 4 Bundes-
fernstraßengesetz erfolgen in dem Amtsblatt der örtlich 
zuständigen Bezirksregierung.

§ 5
Zuständige Behörden nach dem Eisenbahn-

kreuzungsgesetz

(1) Zuständige Behörde im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 3 
und des § 8 Absatz 2 des Eisenbahnkreuzungsgesetzes ist 
die Bezirksregierung, in deren Bezirk die Kreuzung liegt. 
Abweichend von Satz 1 ist zuständige Behörde im Sinne 
des § 5 Absatz 1 Satz 3 des Eisenbahnkreuzungsgesetzes 
der Landesbetrieb Straßenbau, wenn an der Kreuzung 
eine Bundesstraße beteiligt ist, für die der Bund die Bau-
last trägt.

(2) Zuständige Behörde im Sinne des § 8 Absatz 1 des 
Eisenbahnkreuzungsgesetzes ist das für das Straßenwe-
sen zuständige Ministerium.

§ 6
Zuständige Verwaltungsbehörden für die Verfolgung und

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem
Bundesfernstraßengesetz und dem Straßen- und 

Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen

(1) Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach § 23 Bundesfernstra-
ßengesetz wird innerhalb der Ortsdurchfahrten den 
Gemeinden, im Übrigen dem Landesbetrieb Straßenbau 
übertragen.

(2) Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach § 59 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen wird 
innerhalb der Ortsdurchfahrten und für sonstige öffent-
liche Straßen den Gemeinden, im Übrigen der jeweiligen 
Straßenbaubehörde übertragen.

§ 7
Inkrafttreten, Berichtspfl ichten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Die zuständige oberste Landesbehörde berich-
tet der Landesregierung bis zum 30. Juni 2014 und 
danach alle fünf Jahre über die Erfahrungen mit dieser 
Verordnung. Zu § 1 Absatz 3 Satz 2 und § 2 Absatz 3 
erfolgt zusätzlich ein Bericht zum 30. Juni 2010.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung treten außer 
Kraft die Verordnung zur Durchführung des Bundesfern-
straßengesetzes vom 11. März 1975 (GV. NRW. S. 259), die 
Verordnung zur Ausführung des Eisenbahnkreuzungsge-
setzes (AVO EKrG) vom 10. Februar 2004 (GV. NRW. 
S. 123) und die Verordnung zur Bestimmung der für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach dem Bundesfernstraßengesetz und dem Straßen- 
und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen zustän-
digen Verwaltungsbehörden vom 13. November 1973 (GV. 
NRW. S. 529).
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Düsseldorf, den 26. Januar 2010

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Minister
für Bauen und Verkehr

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

– GV. NRW. 2010 S. 125
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Gesetz
über die Durchführung von Modellversuchen 

zur Weiterentwicklung 
der Berufe in der Alten- und Krankenpfl ege, 
für Hebammen, Logopäden, Ergotherapeuten 

und Physiotherapeuten (Modellstudiengangsgesetz 
für die Gesundheitsfachberufe – MStG)

Vom 9. Februar 2010

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
über die Durchführung von Modellversuchen 

zur Weiterentwicklung 
der Berufe in der Alten- und Krankenpflege, 
für Hebammen, Logopäden, Ergotherapeuten 

und Physiotherapeuten (Modellstudiengangsgesetz 
für die Gesundheitsfachberufe – MStG)

Artikel 1
Änderung des Gesetzes über die Ermächtigung 

zum Erlass von Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 
für Berufe des Gesundheitswesens und der 
Familienpflege und zur Durchführung von 

Modellvorhaben nach dem Krankenpflegegesetz

Das Gesetz über die Ermächtigung zum Erlass von 
 Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für Berufe des 
Gesundheitswesens und der Familienpfl ege und zur 
Durchführung von Modellvorhaben nach dem Kranken-
pfl egegesetz vom 6. Oktober 1987 (GV. NRW. S. 342), 
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 20. 
November 2007 (GV. NRW. S. 572), wird wie folgt geän-
dert:

In der Überschrift (Bezeichnung des Gesetzes) werden 
ein Komma und folgende Wörter angefügt:

„dem Altenpfl egegesetz, den Berufsgesetzen der Hebam-
men, Logopäden, Ergotherapeuten und Physiotherapeu-
ten (Gesundheitsfachberufeweiterentwicklungsgesetz – 
GBWEG)“.

§ 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Unter den Voraussetzungen des § 4 Absatz 6 Kran-
kenpfl egegesetzes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 a des Gesetzes vom 17. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 1990), kann das für die Kranken-
pfl ege zuständige Ministerium zur Durchführung von 
Modellvorhaben Abweichungen von § 4 Absatz 2 Satz 1 
Krankenpfl egegesetz sowie von der nach § 8 Kranken-
pfl egegesetz erlassenen Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung zulassen. Unter den Voraussetzungen des § 4 
Absatz 6 des Altenpfl egegesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. August 2003 (BGBl. I S. 1690), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 b des Gesetzes vom 17. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 1990), kann das für die Altenpfl ege 
zuständige Ministerium zur Durchführung von Modell-
vorhaben Abweichungen von § 4 Absatz 2 bis 4 Alten-
pfl egegesetz sowie von der nach § 9 Altenpfl egegesetz 
erlassenen Ausbildungs- und Prüfungsverordnung zulas-
sen.

(2) Das für die Gesundheitsfachberufe zuständige Minis-
terium kann zur Erprobung von Ausbildungsangeboten, 
die der Weiterentwicklung der Berufe in der Alten- und 
Krankenpfl ege, im Hebammenwesen, der Logopädie, der 
Physiotherapie und Ergotherapie dienen, Abweichungen 
von den Berufsgesetzen und den entsprechenden Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnungen zur Durchführung 
von Modellvorhaben auch an Hochschulen zulassen. Das 
Ministerium erlässt hierzu nach Anhörung des zuständi-
gen Landtagsausschusses unter Beachtung der Voraus-
setzungen der §§ 4 Absatz 6 und 7 Krankenpfl ege-
gesetz, 4 Absatz 6 und 7 Altenpfl egegesetz, 4 Absatz 5 
Ergotherapeutengesetz vom 25. Mai 1976 (BGBl. I 
S. 1246), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 25. September 2009 (BGBl. I S. 3158), 6 Absatz 3 
Hebammengesetz vom 4. Juni 1985 (BGBl. I S. 902), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. 
September 2009 (BGBl. I S. 3158), 4 Absatz 5 Gesetz über 
den Beruf des Logopäden vom 7. Mai 1980 (BGBl. I 
S. 529), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 25. September 2009 (BGBl. I S. 3158) und 9 Absatz 2 
Masseur- und Physiotherapeutengesetz vom 26. Mai 1994 
(BGBl. I S. 1084), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 25. September 2009 (BGBl. I S. 3158), eine 
Rechtsverordnung, mit der die Rahmenvorgaben für 
Ziele, Dauer, Art und allgemeine Vorgaben zur Ausgestal-
tung der Modellvorhaben sowie die Bedingungen für die 
Teilnahme festgelegt werden. Abweichungen können nur 
hinsichtlich des theoretischen und fachpraktischen 
Unterrichts zugelassen werden, insbesondere kann der 
theoretische und fachpraktische Unterricht ganz oder 
teilweise an einer Hochschule vermittelt werden. Abwei-
chungen, die den praktischen Teil der Ausbildung betref-
fen, sind nur insoweit zulässig, als dies der Erprobung 
generalistischer Ausbildungs- und Studiengänge im 
Bereich der Alten- und Krankenpfl ege dient.

(3) Modellvorhaben sind nur genehmigungsfähig, soweit 
das Erreichen des Ausbildungszieles nicht gefährdet ist.

(4) Alle Modellvorhaben müssen im Hinblick auf die 
Erreichung der Ziele wissenschaftlich begleitet und aus-
gewertet werden.“

§ 3 wird wie folgt geändert:

Die Angabe „31. Dezember 2008“ wird durch die Angabe 
„31. Dezember 2013“ ersetzt.

Artikel 2
Änderung des Landesaltenpflegegesetzes

Das Landesaltenpfl egegesetz vom 27. Juni 2006 (GV. 
NRW. S. 290), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 20. November 2007 (GV. NRW. S. 572), wird wie 
folgt geändert:

§ 4 wird aufgehoben.

Artikel 3

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 9. Februar 2010

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Minister
für Innovation, Wissenschaft,
Forschung und Technologie

zugleich für
den Ministerpräsidenten

(L. S.) Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Justizministerin

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r
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Der Minister
für Generationen, Familie,

Frauen und Integration

Armin  L a s c h e t

– GV. NRW. 2010 S. 126
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Gesetz
zur Abrechnung der Finanzierungsbeteiligung 

der Gemeinden und Gemeindeverbände 
an den fi nanziellen Belastungen des 

Landes Nordrhein-Westfalen in Folge 
der Deutschen Einheit

(Einheitslastenabrechnungsgesetz NRW)
Vom 9. Februar 2010

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Abrechnung der Finanzierungsbeteiligung 

der Gemeinden und Gemeindeverbände 
an den finanziellen Belastungen des 

Landes Nordrhein-Westfalen in Folge 
der Deutschen Einheit

(Einheitslastenabrechnungsgesetz NRW)

Teil 1
Grundlagen

§ 1
Kommunale Beteiligung

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände beteiligen 
sich an den fortwirkenden fi nanziellen Lasten des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (Land) in Folge der Deutschen 
Einheit auf Grund

1.   der Einbeziehung der neuen Länder in den Länder-
fi nanzausgleich seit 1995 und

2.   der Kompensationsleistungen, die das Land im Zu-
sammenhang mit der Neuregelung der Finanzierung 
des Fonds „Deutsche Einheit“ seit 2005 erbringt.

(2) Das Land führt in den Jahren 2006 bis 2019 für jedes 
Haushaltsjahr (Abrechnungsjahr) eine Feinabstimmung 
und Abrechnung der Finanzierungsbeteiligung der 
Gemeinden und Gemeindeverbände nach Maßgabe die-
ses Gesetzes durch. 

(3) Die Abrechnung erfolgt innerhalb von zwei Jahren 
nach Ablauf des Abrechnungsjahres. Abweichend von 
Satz 1 erfolgt die Feinabstimmung und Abrechnung der 
Jahre 2006, 2007 und 2008 nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes.

Teil 2
Ermittlung des vertikalen Belastungsanteils der 

 Gemeinden und Gemeindeverbände

§ 2
Ermittlung des einheitsbedingten Gesamtbelastungs-

betrages für das Land

(1) Die jährliche einheitsbedingte Belastung im Sinne 
von § 1 Absatz 1 Nummer 1 für das Land errechnet sich 
wie folgt:

1.   Ein Betrag von 103 Euro wird vervielfältigt mit der 
Anzahl der Einwohner des Landes im jeweiligen 
Abrechnungsjahr vermindert um 440 000 000 Euro.

2.   Der Betrag nach Nummer 1 wird vervielfältigt mit 
dem prozentualen Anteil des in Artikel 3 Einigungs-
vertrag vom 31. August 1990 (BGBl. II S. 889) genann-
ten Gebietes am Volumen des Länderfi nanzausgleichs. 
Zur Ermittlung des Anteils des in Artikel 3 Eini-
gungsvertrag genannten Teils des Landes Berlin wird 

der Betrag des Landes Berlin im Verhältnis der Ein-
wohnerzahl aufgeteilt.

Abweichend davon beträgt die einheitsbedingte Belas-
tung im Sinne von § 1 Absatz 1 Nummer 1 für das Jahr 
2006 315 479 694 Euro.

(2) Die einheitsbedingte Belastung im Sinne von § 1 
Absatz 1 Nummer 2 beträgt jährlich 685 544 488 Euro.

(3) Die Summe der Beträge gemäß Absatz 1 und 2 ergibt 
den einheitsbedingten Gesamtbelastungsbetrag des Lan-
des.

§ 3
Ermittlung des kommunalen Finanzierungsanteils

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände beteiligen 
sich an dem einheitsbedingten Gesamtbelastungsbetrag 
gemäß § 2 Absatz 3 entsprechend ihrem Anteil am 
Gesamtsteueraufkommen von Land sowie Gemeinden 
und Gemeindeverbänden im Abrechnungsjahr (kommu-
naler Finanzierungsanteil).

(2) Das Steueraufkommen des Landes wird errechnet 
aus den von ihm im Abrechnungsjahr kassenwirksam 
vereinnahmten Steuern sowie der Gewerbesteuerumlage 
einschließlich der Erhöhungen der Gewerbesteuerumlage 
gemäß § 6 Absatz 3 und 5 Gemeindefi nanzreformgesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. März 2009 
(BGBl. I S. 502)

1.   vermindert um die im Rahmen des kommunalen 
Finanzausgleichs für das Abrechnungsjahr zur Verfü-
gung gestellte verteilbare Finanzausgleichsmasse 
ohne Abzug von Kreditierungen und Verrechnungen,

2.   vermindert um die an die Gemeinden im Abrech-
nungsjahr als Kompensationsleistung für die Verluste 
aus der Neuregelung des Familienleistungsausgleichs 
gezahlten Beträge sowie

3.   erhöht um die Beträge, die das Land aus dem Gesetz 
zur Regelung der fi nanziellen Kompensation zuguns-
ten der Länder infolge der Übertragung der Ertrags-
hoheit der Kraftfahrzeugsteuer auf den Bund vom 29. 
Mai 2009 (BGBl. I S. 1170) im Abrechnungsjahr erhal-
ten hat.

(3) Das gemeindliche Steueraufkommen wird errechnet 
aus den von den Gemeinden und Gemeindeverbänden im 
Abrechnungsjahr kassenwirksam vereinnahmten Steuern 
und steuerähnlichen Einzahlungen

1.   vermindert um die Gewerbesteuerumlage einschließ-
lich der Erhöhungen der Gewerbesteuerumlage 
gemäß § 6 Absatz 3 und 5 Gemeindefi nanzreformge-
setz sowie

2.   erhöht um die in Absatz 2 Nummer 1 und 2 genann-
ten Beträge.

(4) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 wird für das 
Jahr 2006 das Steueraufkommen des Landes zusätzlich 
um die vereinnahmte erhöhte Gewerbesteuerumlage 
nach § 6 Absatz 3 und 5 Gemeindefi nanzreformgesetz 
vermindert und das Steueraufkommen der Gemeinden 
und Gemeindeverbände entsprechend erhöht.

§ 4
Kommunale Finanzierungsbeteiligungen

Die Gemeinden und Gemeindeverbände leisten Finanzie-
rungsbeteiligungen durch

1.   die im Abrechnungsjahr erbrachten erhöhten Gewer-
besteuerumlagen gemäß § 6 Absatz 3 und 5 Gemein-
defi nanzreformgesetz und

2.   die Auswirkungen des einheitsbedingten Gesamtbe-
lastungsbetrages gemäß § 2 Absatz 3 auf den Steuer-
verbund im Rahmen des kommunalen Finanzaus-
gleichs in Höhe des um die Verbundsatzpunkte für 
den pauschalen Belastungsausgleich gemäß § 5 ver-
minderten Verbundsatzes im Abrechnungsjahr. Für 
das Jahr 2006 beträgt die Auswirkung des einheitsbe-
dingten Gesamtbelastungsbetrages 157 675 232 Euro, 
für das Jahr 2007 334 246 279 Euro und für das Jahr 
2008 327 870 508 Euro.
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§ 5

Belastungsausgleich

Die kommunale Finanzierungsbeteiligung gemäß § 4 
Nummer 2 ist um den Betrag zu vermindern, den das 
Land für das Abrechnungsjahr im Steuerverbund im 
Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs als pauscha-
len Belastungsausgleich von Ausgleichsansprüchen aus 
der Beteiligung der Gemeinden und Gemeindeverbände 
an den fi nanziellen Belastungen des Landes in Folge der 
Deutschen Einheit über Verbundsatzpunkte zur Verfü-
gung stellt (saldierter Belastungsausgleich). Für das Jahr 
2006 beträgt der pauschale Belastungsausgleich 196 373 
807 Euro, für das Jahr 2007 349 755 670 Euro und für 
das Jahr 2008 393 815 612 Euro.

§ 6

Vertikale Feinabstimmung

(1) Die Höhe der Über- oder Unterzahlung des Anteils 
der Gemeinden und Gemeindeverbände am einheitsbe-
dingten Gesamtbelastungsbetrag des Landes gemäß § 2 
Absatz 3 ergibt sich aus dem zu erbringenden kommuna-
len Finanzierungsanteil gemäß § 3 Absatz 1

1.   vermindert um die geleistete kommunale Finanzie-
rungsbeteiligung gemäß § 4 Nummer 1 sowie

2.   vermindert um den saldierten Belastungsausgleich 
nach § 5.

(2) Nach Maßgabe des § 7 Absatz 2 rechnet das Land mit 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden zunächst den 
saldierten Belastungsausgleich ab. Mit den Gemeinden 
rechnet es danach die geleistete kommunale Finanzie-
rungsbeteiligung gemäß § 4 Nummer 1 vermindert um 
den kommunalen Finanzierungsanteil gemäß § 3 Ab-
satz 1 nach Maßgabe des § 7 Absatz 3 ab.

Teil 3

Interkommunale Verteilung

§ 7

Ermittlung der endgültigen Abrechnungsbeträge 
für jede Gemeinde und jeden Gemeindeverband

(1) Die Abrechnung für jede Gemeinde erfolgt in zwei 
Verfahrensstufen gemäß Absatz 2 und 3 und für jeden 
Gemeindeverband gemäß Absatz 2.

(2) Der Abrechnungsbetrag gleicht die einheitsbedingten 
Belastungen jeder Gemeinde und jedes Gemeindeverban-
des im kommunalen Steuerverbund vollständig aus. Er 
errechnet sich aus den im Abrechnungsjahr festgesetzten 
Zuwendungen auf Grund des kommunalen Steuerver-
bundes vermindert um die sich bei Berücksichtigung des 
saldierten Belastungsausgleichs des Abrechnungsjahrs 
ergebenden Zuwendungen auf Grund des kommunalen 
Steuerverbundes. Dieser Abrechnungsbetrag ist bei 
Gemeinden in der zweiten Verfahrensstufe gemäß Absatz 
3 für den endgültigen Abrechnungsbetrag zu berücksich-
tigen. Bei Gemeindeverbänden ist der Betrag gemäß 
Satz 1 der endgültige Abrechnungsbetrag.

(3) Zur Berechnung des endgültigen Abrechnungsbe-
trags für jede Gemeinde wird der Betrag gemäß § 6 
Absatz 2 Satz 2 im Verhältnis des Anteils jeder Gemeinde 
im Abrechnungsjahr am landesweiten Aufkommen der 
erhöhten Gewerbesteuerumlagen gemäß § 6 Absatz 3 
und 5 Gemeindefi nanzreformgesetz verteilt. Der auf die 
jeweilige Gemeinde entfallende Betrag wird vermindert

1.  um den Betrag gemäß Absatz 2 Satz 1 sowie

2.   um die der Gemeinde für das Abrechnungsjahr 
gewährten Abschläge nach dem Gesetz über die Leis-
tung von Abschlägen im Rahmen der Feinabstimmung 
der Finanzierungsbeteiligung der Gemeinden an den 
fi nanziellen Belastungen des Landes Nordrhein-West-
falen aufgrund der Deutschen Einheit vom 13. März 
2008 (GV. NRW. S. 195) oder anderer Gesetze.

Teil 4
Verfahren

§ 8
Grundlagen für die Erhebung und die Anwendung 

von Daten

Die zur Abrechnung erforderlichen Daten werden den 
folgenden Quellen entnommen,

1.   die Anzahl der Einwohner des Landes (§ 2 Absatz 1 
Nummer 1) der Bevölkerungsfortschreibung des Sta-
tistischen Bundesamtes zum 30. Juni des Abrech-
nungsjahres,

2.   der Anteil am Länderfi nanzausgleich (§ 2 Absatz 1 
Nummer 2) den Beiträgen und Zuweisungen im Län-
derfi nanzausgleich im entsprechenden Ausgleichsjahr 
nach der Zweiten Verordnung zur Durchführung des 
Finanzausgleichgesetzes. Soweit diese Verordnung 
zum Zeitpunkt der Abrechnung noch nicht in Kraft 
getreten ist, ist die vorläufi ge Abrechnung der Um-
satzsteuerverteilung und des Finanzausgleichs unter 
den Ländern zu Grunde zu legen,

3.   die Einwohnerzahlen des Landes Berlin (§ 2 Absatz 1 
Nummer 2 Satz 2) der Bevölkerungsfortschreibung, 
die das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg zum 30. 
Juni des Abrechnungsjahrs ermittelt hat,

4.   das Steueraufkommen des Landes (§ 3 Absatz 2) der 
Haushaltsrechnung des Landes für das Abrechnungs-
jahr,

5.   das gemeindliche Steueraufkommen (§ 3 Absatz 3) 
der amtlichen Kassenstatistik des Landesbetriebs 
Information und Technik Nordrhein-Westfalen für 
das Abrechnungsjahr,

6.   die verteilbare Finanzausgleichsmasse dem für das 
Abrechnungsjahr geltenden Gemeindefi nanzierungs-
gesetz,

7.   die von jeder Gemeinde im Abrechnungsjahr geleiste-
ten erhöhten Gewerbesteuerumlagen gemäß § 6 
Absatz 3 und 5 Gemeindefi nanzreformgesetz den 
Festsetzungen auf Grund der Verordnung über die 
Aufteilung und Auszahlung des Gemeindeanteils an 
der Einkommensteuer und die Abführung der Gewer-
besteuerumlage in der zum Zeitpunkt der Festsetzung 
gültigen Fassung.

§ 9
Festsetzungen

(1) Für jedes Abrechnungsjahr errechnen Innenministe-
rium und Finanzministerium den einheitsbedingten 
Gesamtbelastungsbetrag gemäß § 2 Absatz 3, den kom-
munalen Finanzierungsanteil gemäß § 3 Absatz 1, den 
Betrag gemäß § 4 Nummer 2, den saldierten Belastungs-
ausgleich gemäß § 5 und die Höhe der Über- oder Unter-
zahlung gemäß § 6 Absatz 1 und setzen diese Beträge 
fest, soweit sie nicht bereits durch dieses Gesetz 
bestimmt sind.

(2) Die Abrechnungsbeträge gemäß § 7 Absatz 2 und 3 
werden für das jeweilige Abrechnungsjahr für jede 
Gemeinde und für jeden Kreis vom Innenministerium 
und Finanzministerium errechnet und festgesetzt und 
durch die Bezirksregierungen beschieden. Das Innenmi-
nisterium und das Finanzministerium können bestim-
men, dass die Bescheide der Bezirksregierungen den 
Gemeinden und Kreisen unmittelbar durch den Landes-
betrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen 
zuzuleiten sind. Die auf die Landschaftsverbände entfal-
lenden Abrechnungsbeträge werden für das jeweilige 
Abrechnungsjahr vom Innenministerium und Finanzmi-
nisterium errechnet und durch Erlass festgesetzt.

§ 10
Auszahlung der Abrechnungsbeträge

(1) Soweit sich aus den festgesetzten Abrechnungsbeträ-
gen gemäß § 9 Absatz 2 Ansprüche einzelner Gemeinden 
oder Gemeindeverbände gegenüber dem Land ergeben, 
werden die Beträge zum nächsten Auszahlungstermin 
nach dem Gemeindefi nanzierungsgesetz ausgezahlt. Für 
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die Jahre 2006, 2007 und 2008 erfolgt die Auszahlung 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes.

(2) Ansprüche des Landes auf Grund dieses Gesetzes 
werden zum nächsten Termin, zu dem Zuweisungen nach 
dem Gemeindefi nanzierungsgesetz ausgezahlt werden, 
verrechnet. Übersteigt ein Anspruch die Höhe des Aus-
zahlungsbetrages, fordert das Land den übersteigenden 
Betrag von der Gemeinde oder dem Gemeindeverband 
zurück.

(3) Abweichend von Absatz 2 macht das Land für die 
Abrechnungsjahre 2006, 2007 und 2008 keine Ansprüche 
geltend.

§ 11
Berichtigungen

Stellen sich innerhalb von zwei Jahren nach Festsetzung 
der Abrechnungsbeträge Unrichtigkeiten heraus, die 
nicht auf Daten aus amtlichen Statistiken zurückzufüh-
ren sind, so können diese auf Antrag berichtigt werden, 
wenn die Summe der beantragten Berichtigungen eines 
Jahres 10 000 Euro übersteigt. Berichtigungen können 
mit allen Leistungen aus dem Steuerverbund nach dem 
Gemeindefi nanzierungsgesetz verrechnet werden.

Teil 5
Durchführungsvorschriften

§ 12
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 18. November 2009 in 
Kraft. Es tritt am 31. Dezember 2021 außer Kraft.

Düsseldorf, den 9. Februar 2010

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Stellvertreter
des Ministerpräsidenten

(L. S.) Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Finanzminister

Dr. Helmut  L i n s s e n

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

– GV. NRW. 2010 S. 127

Hinweis 
für die Bezieher des Gesetz- und 
Verordnungsblattes für das Land 

Nordrhein-Westfalen

Einbanddecken zum Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Nordrhein-Westfalen – Jahrgang 2009 –

Der Verlag bereitet für den Jahrgang 2009 Einband-
decken für einen Band vor zum Preis von 12,35 Euro 
zuzüglich Versandkosten.

In diesem Betrag sind 19 % Mehrwertsteuer enthalten. 
Bei Bestellung mehrerer Exemplare vermindern sich die 
Versandkosten entsprechend. Von der Voreinsendung des 
Betrages bitten wir abzusehen.

Bestellungen werden bis zum 1. März 2010 unter Angabe 
der Kundennummer an den Verlag erbeten.

– GV. NRW. 2010 S. 129
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Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Gesetz- und Verordnungsblattes für das Land Nordrhein-Westfalen mög-
lichst innerhalb eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten vorzu-
beugen. Wenn nicht innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.
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